
Alternative zu Konkurrenzberufen 
aus der Pflege darstellen. Dazu stan-
den an den drei Messetagen die Mit-

arbeiterinnen des Referats Medizini-
sche Fachangestellte für Fragen rund 
um die Berufsausbildung zur Verfü-

gung. Interessierte wurden zu dem 
abwechslungsreichen und anspruchs-
vollen Berufsbild umfassend beraten 
und zu Ausbildungsvoraussetzungen 
und -ablauf informiert.

Um einen interessanten ersten Ein-
druck zu hinterlassen, gab es auch in 
diesem Jahr die Möglichkeit, an 
einem Übungsarm Blut abzunehmen. 
Diese erste praktische Erfahrung 
wurde von den Messebesuchern sehr 
gut angenommen und konnte damit 
die Besonderheit des Berufes unter-
streichen.

Lydia Seehöfer B.A.
Sachbearbeiterin

Projekt Passgenaue Besetzung

Medizinische Fachangestellte
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150.000 Euro 
Schmerzensgeld  
für Auszubildende

Urteil des Landesarbeitsgerichts 
Nürnberg vom 9. Juni 2017, 
AZ: 7 Sa 231/16

Die Nürnberger Richter sprachen 
einer ehemaligen Auszubildenden 
zur Medizinischen Fachangestellten 
einen Schmerzensgeldanspruch in 

Höhe von 150.000 Euro gegen einen 
Arzt zu, nachdem sich diese in des-
sen Praxis im Rahmen einer Blutent-
nahme bei einem Patienten mit 
Hepatitis C infiziert hatte. Der Arzt 
hatte diese angeordnet, ohne der 
Mitarbeiterin die vorgeschriebenen 
Sicherheitskanülen zur Verfügung zu 
stellen.

Zum Sachverhalt
Die Auszubildende (Klägerin) wech-
selte 2011 im Laufe ihrer Ausbil-
dungszeit in die Praxis des Arztes 
(Beklagter). In der vorherigen Ausbil-
dungspraxis hatte sie unter anderem 
bereits gelernt, selbständig Blut 
abzunehmen. An ihrem ersten 
Arbeitstag in der Praxis sollte sie bei 
einem mit Hepatitis C infizierten 
Patienten Blut abnehmen. Zur Verfü-
gung standen jedoch nur Kanülen 
ohne Schutzmechanismus. 

Die Klägerin stach sich dabei in den 
Finger und infizierte sich mit dem 
Virus.

Genau aufgrund dieses Gefahrenpo-
tenzials wurden bereits 2006 die 
Unfallverhütungsvorschriften dahin-
gehend angepasst, dass für Blutent-
nahmen stets spezielle Sicherheitska-

nülen zu verwenden sind. Die Verlet-
zungsgefahr ist mit diesen Kanülen 
deutlich geringer. 
Die Klägerin hatte den Beklagten im 
Vorfeld auch darauf verwiesen, bis-
lang die Blutentnahmen ausschließ-
lich mit Sicherheitskanülen vorge-
nommen zu haben und gebeten, ihr 
diese zur Verfügung zu stellen. Der 
Beklagte lehnte dies jedoch ab und 
erteilte lediglich den Hinweis, sie 
solle sich Handschuhe anziehen. 

Infolge einer anschließenden Interfe-
rontherapie erkrankte die Klägerin 
an einer rheumatoiden Arthritis und 
leidet seitdem an Bewegungsein-
schränkungen, Herzrasen, Schwin-
delattacken, Gelenk- und Kopf-
schmerzen sowie Konzentrationsstö-
rungen. Die Klägerin machte geltend, 
dass die Einnahme des Medikaments 
Methotrexat einem Kinderwunsch 
entgegenstehe. Ohnehin habe sie 
Probleme, aufgrund der Gesund-
heitsschäden einen Partner zu finden. 
Sie ist schwerbehindert und teilweise 
erwerbsunfähig, ihren Beruf als Me -
dizinische Fachangestellte kann sie 
nicht mehr ausüben.
Die Klägerin verklagte den Arzt auf 
ein Schmerzensgeld in Höhe von 
mindestens 50.000 Euro.

Informationsstand der Sächsischen Landesärztekammer           © SLÄK

Arbeitsgerät mit Sicherheitsmechanismus (Sicherheitskanüle)  
               © Archiv
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Ausschreibung von 
Vertragsarztsitzen 

Von der Kassenärztlichen Vereini-
gung Sachsen werden gemäß § 103 
Abs. 4 SGB V folgende Vertragsarzt-
sitze in den Planungsbereichen zur 
Übernahme durch einen Nachfolger 
ausgeschrieben:
Bitte beachten Sie folgende Hin-
weise:

*) Bei Ausschreibungen von Fachärz-
ten für Allgemeinmedizin können 

sich auch Fachärzte für Innere Medi-
zin bewerben, wenn sie als Hausarzt 
tätig sein wollen.
Bei Ausschreibungen von Fachärzten 
für Innere Medizin (Hausärztlicher 
Versorgungsbereich) können sich 
auch Fachärzte für Allgemeinmedizin 
bewerben.
Nähere Informationen hinsicht-
lich des räumlichen Zuschnitts 
sowie der arztgruppenbezo-
genen Zuordnung zu den einzel-
nen Planungsbereichen bzw. Ver-
sorgungsebenen sind der Inter-

netpräsenz der KV Sachsen zu 
entnehmen:
www.kvsachsen.de → Mitglieder 
→ Arbeiten als Arzt → Bedarfspla-
nung und sächsischer Bedarfs-
plan.
Bitte geben Sie bei der Bewerbung 
die betreffende Registrierungs-Num-
mer (Reg.-Nr.) an.
Es wird darauf hingewiesen, dass 
sich auch die in den Wartelisten ein-
getragenen Ärzte bei Interesse um 
den betreffenden Vertragsarztsitz 
bewerben müssen.

Bezirksgeschäftsstelle Chemnitz

Reg.-Nr. Fachrichtung Planungsbereich Bewerbungsfrist

Allgemeine fachärztliche Versorgung

18/C016 Hals-Nasen-Ohrenheilkunde Mittweida 26.03.2018

18/C017
Hals-Nasen-Ohrenheilkunde 
(hälftiger Vertragsarztsitz)

Chemnitz, Stadt 26.03.2018

Schriftliche Bewerbungen sind unter Berücksichtigung der Bewerbungsfrist an die Kassenärztliche Vereinigung Sachsen, Bezirksgeschäftsstelle 
Chemnitz, Postfach 11 64, 09070 Chemnitz, Telefon-Nr.: 0371 2789-406 oder -403 zu richten.

Bezirksgeschäftsstelle Dresden

Reg.-Nr. Fachrichtung Planungsbereich Bewerbungsfrist

Allgemeine fachärztliche Versorgung

18/D013
Kinder- und Jugendlichenpsychotherapie – Tiefenpsychologie

(hälftiger Vertragspsychotherapeutensitz)
Dresden, Stadt 26.03.2018

18/D014
Psychologische Psychotherapie – Verhaltenstherapie

(hälftiger Vertragspsychotherapeutensitz)
Dresden, Stadt 26.03.2018

18/D015 Augenheilkunde
Görlitz, Stadt/Nieder-

schlesischer Oberlausitzkreis
11.04.2018

18/D016 Hals-Nasen-Ohrenheilkunde Meißen 11.04.2018

18/D017
Augenheilkunde

(Vertragsarztsitz in einer Berufsausübungsgemeinschaft)
Riesa-Großenhain 26.03.2018

Gesonderte fachärztliche Versorgung

18/D018 Pathologie/ Dermatohistologie Sachsen 26.03.2018

Schriftliche Bewerbungen sind unter Berücksichtigung der Bewerbungsfrist an die Kassenärztliche Vereinigung Sachsen, Bezirksgeschäftsstelle 
Dresden, Schützenhöhe 12, 01099 Dresden, Telefon-Nr.: 0351 8828-310 zu richten.

Zur Entscheidung 
Nachdem ihre Klage erstinstanzlich 
abgewiesen worden war, urteilte das 
Landesarbeitsgericht Nürnberg im 
Rahmen der Berufung zu ihren 
Gunsten und setzte ein Schmerzens-

geld in dreifacher Höhe zur eigentli-
chen Forderung fest. Der Beklagte 
hätte der Klägerin Arbeitsmittel zur 
Verfügung stellen müssen, die den 
Unfallverhütungsvorschriften ent-
sprechen. Dies habe er nicht getan 

und hinsichtlich des Schadensein-
tritts zumindest mit bedingtem Vor-
satz gehandelt.

Ass. jur. Annette Burkhardt
Assistentin der Hauptgeschäftsführung

Medizinische Fachangestellte




